


31.1.2019
ANTRAG

der Abgeordneten Mag. Schneeberger, Dr. Michalitsch, Kaufmann, Hauer,

Ing. Schulz und Mag. Tanner

betreffend Änderung des NÖ Spielautomatengesetzes 2011

Die abgabenrechtlichen Regelungen im 3. Abschnitt des NÖ Spielautomatengesetzes

2011 sollen - wie mit den Gemeinden im Kommunalgipfel paktiert - flexibler gestaltet
werden. Dem Verordnungsgeber soll ermöglicht werden, die zweckgebundene

Verwendung der Erträge aus dem Landeszuschlag für einen breiteren Bereich
festzulegen. Zudem soll eine Bestimmung aufgehoben werden, die auf Grund der

Rechtslage auf Bundesebene bereits derzeit nicht mehr anzuwenden ist.

§ 15 sieht derzeit eine Übergangsfrist für die Höhe des Zuschlages bis zum
31. Dezember 2014 vor. Diese Regelung war aufgrund von zwei bundesgesetzlichen

Bestimmungen erforderlich: § 13a des Finanzausgleichsgesetzes 2008 beschränkte
das Ausmaß der Zuschläge für Lotterien über Video-Lotterie-Terminals bis zum

Ablauf der Übergangszeit am 31. Dezember 2014. § 57 Abs. 7 des
Glücksspielgesetzes normierte ebenfalls Sonderbestimmungen für die Abgabe für

Lotterien über Video-Lotterie-Terminals bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014.
Beide gesetzlichen Bestimmungen traten mit 30. Dezember 2016 beziehungsweise

31. Dezember 2016 auch formell außer Kraft.
Für die Sonderbestimmung des § 15 NÖ Spielautomatengesetzes 2011 verbleibt

somit kein Anwendungsbereich. Die Bestimmung hat daher ersatzlos zu entfallen.

Die Zweckbindung des Ertrages in § 16 soll auf die Finanzierung der Bereiche der

Kinder- und Jugendhilfe sowie des Gesundheitswesens erweitert werden. Damit kann
der besonderen Bedeutung der beiden Bereiche Rechnung getragen werden.
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Die Erweiterung der Verordnungsermächtigung in § 17 führt zu einer erhöhten

Flexibilität und ermöglicht eine rasche Reaktion auf geänderte
Finanzierungserfordernisse in den Bereichen Sozialhilfe, Kinder- und Jugendhilfe

sowie Gesundheitswesen durch die Landesregierung. Der Ertrag kann auch auf die
unterschiedlichen Bereiche aufgeteilt werden.

Die derzeitige Übergangsregelung in § 18 betrifft keine abgabenrechtlich relevanten

Sachverhalte mehr. Die neue Bestimmung soll ermöglichen, dass auch der im Jahr
2018 vereinnahmte Abgabenertrag im erweiterten Zweckwidmungsbereich

verwendet werden kann.

Die Gefertigten stellen daher folgenden

A n t r a g :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

„1. Der beiliegende Gesetzesentwurf betreffend Änderung des NÖ Spielautomaten
     gesetzes 2011 wird genehmigt.

2. Die NÖ Landesregierung wird beauftragt, das zur Durchführung dieses

      Gesetzesbeschlusses Erforderliche zu veranlassen.“

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem RECHTS- UND

VERFASSUNGSAUSSCHUSS zur Vorberatung zuzuweisen.
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